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Gemäß § 53 Äbs:-ztGOG 
Abänderungsantren die Abgeordneten verteilt 

des Abgeordneten Mag. Amesbauer, BA 
und weiterer Abgeordneter 

zum Bericht des Budgetausschusses über den Antrag 402/A der Abgeordneten 
August Wöginger, Sigrid Maurer, BA, Kolleginnen und Kollegen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Finanzmarktqufsichtsbehördengesetz, das 
Garantiegesetz 1977, das Wirtschaft-liche Eigentümer Registergesetz -
WiEReG, das Zivildienstgesetz 1986, das KMU-Förderungsgesetz, das 
Bundesgesetz über die Errichtung eines Härtefallfonds, das Arbeitsmarktpolitik-
Finanzierungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, das 
Arbeitsverfassungsgesetz, das Ausländerbeschäftigungsgesetz, das 
Einkommensteuergesetz 1988, das Gebührengesetz 1957, das 
Finanzstrafgesetz, das Alkoholsteuer-gesetz, das Schulorganisationsgesetz, das 
Schulunterrichtsgesetz, das Schulunterrichts-gesetz für Berufstätige, Kollegs 
und Vorbereitungslehrgänge, das Schulzeitgesetz 1985, das Schulpflichtgesetz 
1985, das Land- und forstwirtschaftliche Bundesschulgesetz, das 
Innovationsstiftung-Bildung-Gesetz, das Transparenzdatenbankgesetz 2012, 
das Telekommunikationsgesetz 2003, das ABBAG-Gesetz, das 
Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das COVID-19-FondsG, die 
Bundesabgabenordnung, das Bundesgesetz über die personellen Maßnahmen 
aufgrund der Modemisierung der Steuer- und Zollverwaltung, das Bundesgesetz 
über die Schaffung eines Amtes für Betrugsbekämpfung, das 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz 2010, Artikel 91 des Finanz­
Organisations-reformgesetzes, das Finanzstrafzusammenarbeitsgesetz, das 
Sanitätergesetz, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das MTD-Gesetz, 
das Psychotherapiegesetz, das Ärztegesetz 1998, das Bundesgesetz über 
Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, das 
Arzneimittelgesetz, das Allgemeine Sozialversicherungs-gesetz, das Beamten­
Kranken- und Unfallversicherungsgesetz, das Allgemeine Pensions-gesetz, das 
Freiwilligengesetz, das Epidemiegesetz 1950, das COVID-19-
Maßnahmen-gesetz und das Postmarktgesetz geändert sowie ein 
Bundesgesetz, mit dem eine Ermächtigung zur Verfügung über 
Bundesvermögen erteilt wird, ein Bundesgesetz über hochschulrechtliche und 
studienförderungsrechtliche Sondervorschriften an Universitäten, 
Pädagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur Durchführung von 
Fachhochschul-Studiengängen und Fachhochschulen aufgrund von COVID-19 
(COVID-19-Hochschul-gesetz - C-HG), ein Bundesgesetz über das 
Inverkehrbringen von Mund-Nasen-Schnell-masken während der Corona 
COVID-19-Pandemie und ein Bundesgesetz über die Errichtung eines COVID-
19-5chulveranstaltungsausfall-Härtefonds (COVID-19-Schul-stornofonds­
Gesetz) erlassen werden (3. COVID-19-Gesetz) (115 d.B.) TO-P 2 

Der Nationalrat wolle in 2. Lesung beschließen: 

Der oben bezeichnete Antrag in der Fassung des Ausschussberichtes wird wie 
folgt geändert: 
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1. In Artikel 5 wird nach Z 2 folgende Z 3 angefügt: 
,,3. Nach § 10 Abs. 12 wird folgender Abs. 13 angefügt: 
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(13) § 7 Abs. 6a sowie § 7 Abs. 9, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I. 
Nr. xxl2020, treten mit 31. Dezember 2020 außer Kraft. 

2. Artikel 6 Ziffer 2 § 1 Abs. 2 lautet: 
,,(2) Die Finanzämter - soweit die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe sowie 
Privatzimmervermieter betroffen sind - wickeln das Förderungsprogramm des 
Bundes zum Härtefallfonds in Bindung an die Weisungen des Vizekanzlers (§ 1), 
der Bundesministerin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort (§§ 1 bis 3) und 
der Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus (§§ 1 bis 3) 
sowie des Bundesministers für Finanzen (§§ 1 bis 5) ab. Bei widerstreitenden 
Weisungen ist Einvernehmen herzustellen." 

3. Artikel 6 Ziffer 3 entfällt. 

4. Artikel 6 Ziffer 4 § 1 Abs. 3 lautet: 
,,(3) Die liquiden Mittel werden den Finanzämtern vor Auszahlung der 
Förderbeiträge im Wege über das Bundesministerium für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort und das Bundesministerium für Landwirtschaft, Regionen 
und Tourismus zur Verfügung gestellt. Hierfür werden aus dem COVID-19 
Krisenbewältigungsfond maximal zwei Milliarden Euro zur Verfügung gestellt." 

5. Artikel 6 Ziffer 5 entfällt. 

6. Artikel 6 Ziffer 7 entfällt. 

7. Artikel 6 Ziffer 8 § 3 Abs. 1 lautet: 
,,(1) Der Dachverband der Sozialversicherungsträger und die die gesetzliche 
Pflichtversicherung ersetzenden Institutionen haben den Finanzämtern - unter 
Beachtung der datenschutzrechtlichen Regelungen - auf ihre Anfrage unter 
Verwendung einer elektronischen Schnittstelle soweit verfügbar Daten zu 
übermitteln, die für die Ermittlung des Ausmaßes des Zuschusses und zum 
Zweck der Identitätsfeststellung wie insbesondere mittels der 
Sozialversicherungsnummer notwendig sind." 

8. Artikel 6 Ziffer 10 entfällt. 

9. Artikel 7 Ziffer 2 lautet: 
,,2. § 13 Abs. 1 letzter Satz lautet: 
"Die Obergrenze von 4000 Millionen Euro für das Jahr 2020 kann durch Gesetz 

den Erfordernissen aus der Bewältigung der durch die Bedrohung durch Covid-
19 resultierenden Gegebenheiten entsprechend angepasst werden."" 

10. Artikel 8 Ziffer 1 § 18b Abs. 1 lautet: 
,,(1) Werden Einrichtungen auf Grund behördlicher Maßnahmen teilweise oder 
vollständig geschlossen und hat ein Arbeitnehmer, dessen Arbeitsleistung nicht 
für die Aufrechterhaltung des Betriebes erforderlich ist, keinen Anspruch auf 
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DienstfreisteIlung zur Betreuung seines Kindes, kann der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer eine Sonderbetreuungszeit ab dem Zeitpunkt der behördlichen 
Schließung von Lehranstalten und Kinderbetreuungseinrichtungen, für die 
Betreuung von Kindern bis zum vollendeten 14. Lebensjahr, für die eine 
Betreuungspflicht besteht, gewähren. Dasselbe gilt, 

1. wenn eine Betreuungspflicht für Menschen mit Behinderungen 
besteht, die in einer Einrichtung der Behindertenhilfe oder einer Lehranstalt für 
Menschen mit Behinderungen bzw. einer höher bildenden Schule betreut oder 
unterrichtet werden, und diese Einrichtung oder Lehranstalt bzw. höher bildende 
Schule auf Grund behördlicher Maßnahmen teilweise oder vollständig 
geschlossen wird, oder auf Grund freiwilliger Maßnahmen die Betreuung von 
Menschen mit Behinderung zu Hause erfolgt, oder 

2. für Angehörige von pflegebedürftigen Personen, wenn deren Pflege 
oder Betreuung in Folge des Ausfalls einer Betreuungskraft nach dem 
Hausbetreuungsgesetz, BGBI. I Nr. 33/2007 nicht mehr sichergestellt ist oder 

3. für Angehörige von Menschen mit Behinderungen, die persönliche 
Assistenz in Anspruch nehmen, wenn die persönliche Assistenz in Folge von 
COVID-19 nicht mehr sichergestellt ist. 

Arbeitgeber haben Anspruch auf Vergütung von 100 Prozent des in der 
Sonderbetreuungszeit an die Arbeitnehmer gezahlten Entgelts durch den Bund. 
Der Anspruch auf Vergütung nach dem ersten Satz ist mit der monatlichen 
Höchstbeitragsgrundlage nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, 
BGBI. Nr. 189/1955, gedeckelt und binnen sechs Wochen vom Tage der 
Aufhebung der behördlichen Maßnahmen bei der Buchhaltungsagentur geltend 
zu machen. Die Regelung gilt auch für Arbeitnehmer, die den 
Landarbeitsordnungen der Bundesländer und in Vorarlberg dem Land- und 
Forstarbeitsgesetz sowie dem Land- und Forstarbeiter-Dienstrechtsgesetz BGBI. 
Nr. 280/1980 unterliegen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
in Kraft sind." 

2. Dem § 19 Abs. 1 wird folgende Z 45 angefügt: 
,,45. § 18b Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 

XXl2020 tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und gilt bis 31. 
Mai 2020, hinsichtlich des Vergütungsanspruchs des Arbeitgebers und dessen 
Abwicklung bis 31. Dezember 2020." 

11. Artikel 10 entfällt. 

12. Artikel 15 entfällt. 

13. Artikel 16 entfällt. 

14. Artikel 17 entfällt. 

15. Artikel 18 entfällt. 

16. Artikel 19 entfällt. 

17. Artikel 20 entfällt. 
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18. Artikel 21 entfällt. 

19. Artikel 23 entfällt. 

20. Artikel 26 entfällt. 

21. Artikel 28 lautet wie folgt: 
Artikel 28 

Bundesgesetz über das Inverkehrbringen von Mund-Nasen-Schnellmasken 
während der Corona COVID-19-Pandemie 

§ 1. (1) Für Mund-Nasen-Schnellmasken ist eine Zertifizierung nach dem 
Medizinproduktegesetz - MPG, BGBI. Nr. 657/1996, in der derzeit geltenden 
Fassung, oder dem Maschinen-Inverkehrbringungs- und Notifizierungsgesetz -
MING, BGBI. I Nr. 77/2015, in der derzeit geltenden Fassung, erforderlich. 

§ 2. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft. 

22. Artikel 29 entfällt. 

23. Artikel 37 lautet wie folgt: 
Artikel 37 

Änderung des Sanitätergesetzes 
Das Sanitätergesetz, BGBI. I Nr. 30/2002, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert: 
Dem § 64 wird folgender Abs. 9 angefügt: 
,,(9) § 9 Abs. 1 Z 3a, § 14 Abs. 4, § 26 Abs. 4 und § 43 Abs. 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 16/2020 gelten nur im Rahmen der Bekämpfung der 
Ausbreitung des Erregers SARS-CoV-2 (COVID-19); Berechtigungen auf Grund 
dieser Bestimmungen bestehen noch weiter, längstens bis zum Ablauf des 31. 
Dezember 2020. In die Fristen zur Aufrechterhaltung der Berufs- und 
Tätigkeitsberechtigungen wird der Zeitraum von 22. März 2020 bis 31. Dezember 
2020 nicht eingerechnet." 

24. Artikel 38 lautet wie folgt: 
Artikel 38 

Änderung des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes 
Das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, BGBI. I Nr. 108/1997, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert: 
1. In § 3a Abs. 7 wird der Ausdruck "Abs. 1 Z 1" durch den Ausdruck "Abs. 1 Z 
2"ersetzt. 
2. Nach § 17 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefügt: 
,,(3a) Für die Dauer einer Pandemie wird die Frist von fünf Jahren gemäß Abs. 3 
gehemmt. Weiters sind Berufsangehörige, die bereits bis zu fünf Jahre 
Tätigkeiten einer Spezialisierung gemäß Abs. 2 ausgeübt und nicht die 
entsprechende Sonderausbildung bzw. Spezialisierung erfolgreich absolviert 
haben, für die Dauer einer Pandemie berechtigt, über die Kompetenzen gemäß 
§§ 14 bis 16 hinausgehende Tätigkeiten dieser Spezialisierung auszuüben." 
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3. Dem § 117 wird folgender Abs. 33 angefügt: 
,,(33) § 3a Abs. 7 und § 17 Abs. 3a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I 
Nr. xxl2020 sowie § 27 Abs. 3 und § 85 Abs. 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 16/2020 gelten nur im Rahmen der Bekämpfung der 
Ausbreitung des Erregers SARS-CoV-2 (COVID-19); Berechtigungen auf Grund 
dieser Bestimmungen bestehen noch weiter, längstens bis zum Ablauf des 31. 
Dezember 2020." 

25. Artikel 39 lautet wie folgt: 
Artikel 39 

Änderung des MTD-Gesetzes 
Das Bundesgesetz über die Regelung der gehobenen medizinisch-technischen 
Dienste (MTD-Gesetz), BGBI. Nr. 460/1992, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert: 
Dem § 36 wird folgender Abs. 25 angefügt: 
,,(25) § 3 Abs. 7 und § 4 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 
16/2020 gelten nur im Rahmen der Bekämpfung der Ausbreitung des Erregers 
SARS-CoV-2 (COVID-19); Berechtigungen auf Grund dieser Bestimmungen 
bestehen noch weiter, längstens bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020." 

26. Artikel 41 entfällt. 

27. In Artikel 42 lautet § 42f Abs. 1 wie folgt: 
,,(1) Die Landesgesetzgebung kann für den Fall einer Epidemie oder 
Pandemie vorsehen, dass durch Verordnung der Landesregierung 
Ausnahmen von den Anforderungen der in Umsetzung der §§ 2a bis 5, 6a bis 
7b, 8 Abs. 1, 8a und 8b, 8d, 8f und 8g, 1 Da, 11 abis 11 d, 12, 19a, 21 und 26 
ergangenen Ausführungsbestimmungen zulässig sind, wenn und solange 
dies auf Grund der besonderen Situation erforderlich ist und der Schutz des 
Lebens und der Gesundheit von Menschen gewahrt bleibt." 

28. Artikel 49 entfällt. 

29. Artikel 50 entfällt. 
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